
Antrag

der Abgeordneten Ing. Huber, Landbauer, MA, Königsberger, Aigner, Dorner,
Handler, Vesna Schuster, Ing. Mag. Teufel gemäß § 32 LGO 2001

betreffend: Versicherungsschutz für Niederösterreichs Landwirte mit Weidevieh

Die Vorbereitungen auf die heurige Almsaison laufen bereits. Ab Mai starten die
Auftriebe in die heimischen Berge. Doch das erstinstanzliche Urteil in einem

Zivilprozess, wonach ein Tiroler Bauer 490.000 Euro Wiedergutmachung an die

Angehörigen einer von einer Kuh Herde getöteten Wanderin leisten soll, sorgt für

massive Verunsicherung in der heimischen Landwirtschaft.

In diesem Zusammenhang hat das Land Tirol Maßnahmen, die ein Miteinander von

Mensch und Nutztier auf den Almen weiter gewährleisten sollen, angekündigt. Mit der

Ausdehnung der Wegeversicherung auf Landwirte mit Weidevieh herrscht noch vor

Beginn der heurigen Almsaison Rechtssicherheit. Der Versicherungsschutz tritt mit April

2019 in Kraft, die Kosten werden zur Gänze vom Land Tirol getragen. Damit ist bereits

für den heurigen Almsommer gewährleistet, dass die Bauernschaft umfassend und

bestmöglich bei Vorfällen mit Weidevieh abgesichert ist.

Auch in Niederösterreich ist eine Ausweitung des Versicherungsschutzes ein

dringendes Gebot der Stunde. Die niederösterreichische Bauernschaft muss umfassend

und bestmöglich bei Vorfällen mit Weidevieh abgesichert werden. Es kann nicht sein,

dass unsere Bauern befürchten müssen um ihr Hab und Gut zu kommen und im

schlimmsten Fall sogar mit ihren Familien auf der Straße stehen. Nur eine sofortige

Ausweitung des Versicherungsschutzes schafft für die Landwirte in Niederösterreich die

notwendige Rechtssicherheit.
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Die Gefertigten stellen daher den

Antrag

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

„Die NÖ Landesregierung wird aufgefordert, im Sinne der Antragsbegründung einen

Versicherungsschutz für Landwirte mit Weidevieh in Anlehnung an das Tiroler Modell zu

schaffen.“

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag dem LANDWIRTSCHAFTS-Ausschuss

zur Vorberatung zuzuweisen.


